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Die Region Hannover bezahlbar machen! 1 

Wir leben in einer Zeit, in der viele Menschen jeden Tag ihr Bestes geben und trotzdem reicht es 2 
oft nicht. Gleichzeitig häufen wenige Überreiche immer größere Vermögen an. Sie sind deshalb 3 
so reich, weil sie unsere harte Arbeit schlecht bezahlen, unsere Mieten unverhältnismäßig stei-4 
gern und die Preise für alles Notwendige immer weiter in die Höhe treiben. Das ist kein Zufall. Es 5 
ist das Ergebnis politischer Entscheidungen, die konsequent die Profitinteressen weniger über 6 
das Wohlergehen aller stellen. 7 

Doch unsere Städte und Gemeinden gehören nicht den wenigen, die an ihnen ver-8 
dienen. Sie gehören uns allen – denen, die hier leben, arbeiten, sich kümmern und 9 
Verantwortung übernehmen.  10 

Wir sind die Vielen: die Beschäftigten in Kitas, Pflege und Verwaltung, die Familien, die ihren All-11 
tag organisieren, die Ehrenamtlichen im Sportverein, bei der Feuerwehr oder den Hilfsorganisati-12 
onen, die Nachbar*innen, die füreinander da sind. Es ist unser Zusammenhalt, der die Region 13 
trägt, nicht die Profite weniger. 14 

Wir wollen eine Region Hannover, in der dieses Miteinander im Mittelpunkt steht: Eine Region, in 15 
der Wohnen bezahlbar ist, in der alle gut versorgt sind, in der Kinder die gleichen Chancen haben 16 
und in der niemand Angst vor Ausgrenzung haben muss. Eine Region, die Klima schützt, statt es 17 
dem Markt zu überlassen. Und eine Region, in der Solidarität stärker ist als Hass und Spaltung. 18 

Doch die Realität sieht anders aus: Kommunen sind kaputtgespart, öffentliche Angebote werden 19 
gekürzt, während Reichtum immer weiter nach oben verteilt wird.  20 

Wir treten an, um das zu ändern. Denn wir sind überzeugt: Eine gerechte Gesell-21 
schaft entsteht nicht von allein. Sie wird gemeinsam erkämpft! 22 

Als Die Linke gehen wir an die Haustüren, hören zu und machen die Erfahrungen der Menschen 23 
zur Grundlage unserer Politik. Wir organisieren Widerstand und machen Druck, wo andere ver-24 
walten. Wir bleiben unbequem, wenn es um soziale Gerechtigkeit geht. Wir sind nicht nur im Rat 25 
und in der Regionsversammlung aktiv, sondern auch vor Ort ansprechbar: mit Sozialberatungen, 26 
konkreter Unterstützung und einer Politik, die an der Seite der Menschen steht.  27 

Dieses Programm ist deshalb mehr als ein politisches Papier: Es ist ein Versprechen – dass wir 28 
uns einmischen, dass wir uns nicht anpassen und dass wir gemeinsam mit den Menschen in die-29 
ser Stadt und Region für echte Veränderungen kämpfen. 30 

Gemeinsam können wir Hannover und die Region zu einem Ort machen, der allen 31 
gehört. 32 

  33 
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1. Bezahlbares Wohnen statt Profite mit Miete  78 

Wohnen ist ein Menschenrecht! 79 

Wohnraum bedeutet Sicherheit, Familie, Nachbarschaft und soziale Stabilität. Wenn Investoren-80 
interessen über unserem Wohl stehen, vertieft sich die Spaltung unserer Stadt. Die entschei-81 
dende Frage lautet: Dient Wohnen dem Profit oder den Menschen? 82 

In Hannover wird mit Wohnraum spekuliert, während Menschen um ihre Wohnung bangen. Mie-83 
ten, die stetig erhöht werden, Umwandlungen von Miet- in Eigentumswohnungen und Verdrän-84 
gung aus vertrauten Vierteln sind kein Zufall. Sie sind das Ergebnis eines Systems, in dem Boden 85 
und Wohnungen vor allem Renditeobjekte sind. Doch das ist kein Naturgesetz. Es ist eine politi-86 
sche Entscheidung, ob Wohnraum dem Markt überlassen wird – oder als Teil der öffentlichen Da-87 
seinsvorsorge organisiert wird. 88 

Die Stadt sollte uns allen gehören. Boden darf kein Spekulationsobjekt sein. Die öffentliche Hand 89 
muss wieder handlungsfähig werden, mit wirksamem Mieter*innenschutz, starkem kommuna-90 
lem Wohnungsbau und einer Bodenpolitik, die Gemeinwohl vor Rendite stellt. 91 

1.1 Mietpreise senken – Mietwucher konsequent bekämpfen 92 

Für immer mehr Menschen wird die Wohnungssuche zur Belastungsprobe – und Immobilienkon-93 
zerne wie Vonovia nutzen die angespannte Lage systematisch aus. Überhöhte Mieten, intranspa-94 
rente Nebenkosten und spekulative Praktiken dürfen kein Geschäftsmodell sein. Wir sorgen da-95 
für, dass bestehende Gesetze konsequent angewandt und Mieter*innen wirksam geschützt wer-96 
den. 97 

Unsere Forderungen: 98 

• Mietendeckel, Leerstandsabgabe und ein Mietspiegel auf Basis von Bestandsmieten: 99 
Kommunen sollen die gesetzlichen Grundlagen dafür so weit wie möglich ausschöpfen, 100 
um gegen die Kapitalmaximierung der Eigentümer*innen konsequent vorzugehen und 101 
eine echte Entlastung zu erkämpfen. 102 

• Eine kommunale, kostenlose und niedrigschwellige Mieter*innenberatung, die für alle 103 
Betroffenen unkompliziert erreichbar ist – persönlich, telefonisch und digital. Ziel ist es, 104 
Mieter*innen frühzeitig über ihre Rechte aufzuklären, bei Konflikten mit Vermieter*innen 105 
zu unterstützen, um Verdrängung und Ausbeutung entgegenzuwirken. 106 

• Konsequent gegen Mietwucher vorgehen: Wir stocken die Verwaltung personell auf, da-107 
mit jeder Verdachtsfall innerhalb von drei Monaten verbindlich geprüft wird. Hinweise 108 
müssen niedrigschwellig und digital eingereicht werden können. 109 

• Eine Pflicht für Vermieter*innen, Möblierungszuschläge rechnerisch gegenüber Mie-110 
ter*innen und Verwaltung nachzuweisen. Die Verwaltung kann diese bei Verdacht prüfen 111 
und empfindliche Bußgelder verhängen.  112 

• Konsequente Verfolgung des Verbotes von Kurzzeitvermietungen durch die Verwaltung. 113 
Pflicht zur aktiven Anmeldung von befristeten Mietverträgen für Vermieter*innen, um Mie-114 
ter*innen vor Missachtung der Mietpreisbremse und Ausbeutung zu schützen. 115 
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1.2 Wohnraum gerechter verteilen 116 

Das hauptsächliche Problem ist nicht der Mangel an Wohnraum, sondern dessen ungerechte 117 
Verteilung. Die Region Hannover braucht vor allem günstige Mietwohnungen – nicht weitere Lu-118 
xusprojekte. Neubau muss dort stattfinden, wo Bedarf besteht: im unteren und mittleren Preis-119 
segment. 120 

Unsere Forderungen: 121 

• Rekommunalisierung privatisierter Bestände und perspektivisch Vergesellschaftung gro-122 
ßer Immobilienkonzerne. 123 

• Kein Verkauf von städtischen Grundstücken. Sollten für Bauvorhaben Grundstücke an 124 
Genossenschaften oder private Akteure weitergegeben werden, muss über eine Erbpacht 125 
sichergestellt werden, dass diese dauerhaft der Bodenspekulation entzogen werden. 126 

• Mindestens 70% Sozialquote (kommunal oder genossenschaftlich) in zukünftigen Projek-127 
ten im Bereich des Geschosswohnungsbaus. Die Festsetzung einer verbindlichen Sozial-128 
quote im Bebauungsplan kostet die Stadt keinen einzigen Euro; es braucht nur den Willen 129 
zur Umsetzung. Der soziale Wohnungsbau muss so breit aufgestellt werden, dass Bür-130 
ger*innen mit geringen, mittleren und ohne Einkommen davon profitieren. 131 

• Bei kleinen und mittelgroßen Projekten, der typischen Baulücke im gewachsenen Quar-132 
tier, müssen Kommunen über ihre Wohnungsbaugesellschaften ihr Vorkaufsrecht in An-133 
spruch nehmen, um kommunale, günstige Mietwohnungen zu bauen.  134 

• Ausbau der kommunalen Wohnraumförderung als Ergänzung zu Landesmitteln. 135 
• Verbindliche Zweckentfremdungssatzungen für alle Kommunen in der Region, die konse-136 

quent angewandt werden. Wohnraum darf nicht leer stehen, als illegale Ferienwohnung 137 
genutzt oder als Spekulationsobjekt missbraucht werden. Dafür brauchen wir kommu-138 
nale Leerstandsregister und empfindliche Bußgelder bei Verstößen. 139 

• Eigentum verpflichtet: Wer Wohnraum dem Markt entzieht, handelt gegen das Gemein-140 
wohl. Bei dauerhaftem oder spekulativem Leerstand oder bei bewusstem Verfall muss 141 
als letztes, rechtlich vorgesehenes Mittel enteignet werden. 142 

• Wohnungslosigkeit beenden: Housing First in allen Kommunen der Region. 143 
• Solidarische Hausprojekte, Genossenschaften, Quartiersmanagement und senior*in-144 

nengerechte Wohnprojekte stärken. 145 
• Ausbau öffentlicher und gemeinnütziger Studierendenwohnheime und gezielte Förde-146 

rung von günstigem Wohnraum für Studierende. 147 

1.3 Wohnraum schaffen – klug und flächensparend 148 

In Hannover fehlen über 20.000 Wohnungen. Wir wollen Wohnraum schaffen, der langfristig be-149 
zahlbar bleibt, sich in bestehende Quartiere einfügt und sparsam mit Fläche umgeht. Die Forde-150 
rung nach „Bauen, bauen, bauen!“ bei den bürgerlichen Parteien ist eine ideologische Nebel-151 
kerze, die von dem eigentlichen Problem, der fehlenden Regulierung des Wohnungsmarktes, ab-152 
lenken soll. Trotzdem müssen die Engpässe bei Wohnungsbau, Finanzierung, Planung und Aus-153 
weisung von Bauland, beseitigt werden. Neues Bauland soll für kommunalen, genossenschaftli-154 
chen und sozialen Wohnungsbau verwendet werden; für Neubauten ab 20 € Kaltmiete pro Quad-155 
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ratmeter sollen keine neuen Flächen versiegelt werden. Wir sehen die Umnutzung von Gewerbe-156 
flächen, Nachverdichtungen und Aufstockungen als günstigere, sozialere und klimagerechtere 157 
Alternative. 158 

Unsere Forderungen: 159 

• Eigenkapitalstärkung der kommunalen Wohnungsunternehmen hanova und KSG mit dem 160 
Auftrag einer deutlichen Bestandserweiterung im unteren und mittleren Preissegment.  161 

• Nachverdichtung durch Umnutzung leerstehender Gewerbe- und Büroflächen und das 162 
Schließen von Baulücken.  163 

• Verbindlicher Mindestanteil an Wohnnutzung für Neubau- oder größere Umbauprojekten 164 
in der Innenstadt. Die Innenstadt darf kein reines Büro- und Konsumquartier sein, son-165 
dern muss wieder ein lebendiger, gemischt genutzter Stadtteil werden. Urbanes Wohnen 166 
in zentraler Lage wird so dauerhaft gefördert – das reduziert Pendelverkehr, stärkt die 15-167 
Minuten-Stadt und verhindert weitere Versiegelung am Stadtrand.  168 

• Aufstockungen ermöglichen ökologisch und vergleichsweise günstig neuen Wohnraum 169 
zu schaffen. Vorhandene Flächen sind bereits versiegelt und die Infrastruktur ist vorhan-170 
den. Wir wollen dies fördern und die Verwaltung dazu auffordern, auch kleinere Projekte 171 
schnell und unbürokratisch zu ermöglichen. 172 

• Neue Wohngebiete sollten einen hohen Anteil an Geschossbauten haben. Auch der Neu-173 
bau von Reihenhäusern ist dem von freistehenden Einfamilienhäusern vorzuziehen, um 174 
den Flächenverbrauch zu reduzieren.  175 

• ÖPNV-orientierte Siedlungsentwicklung: Wohngebiete sollten mit bzw. an einem Stadt-176 
bahn- oder S-Bahn-Anschluss geplant werden. 177 

1.4 Bauen und Klimaschutz – sozial und warmmietenneutral 178 

Die Klimakrise zwingt uns zum Umbau des Gebäudebestandes. Doch energetische Sanierungen 179 
dürfen nicht zu Lasten derjenigen gehen, die zur Miete wohnen und oft ein geringes Einkommen 180 
haben. Klimaschutz und soziale Gerechtigkeit gehören zusammen, auch in der Wohnungspolitik.  181 

Unsere Forderungen: 182 

• Kommunale Sanierungs-Förderprogramme ausschließlich für Vermieter*innen, die ga-183 
rantieren, dass Warmmieten durch die Sanierungen nicht erhöht werden. 184 

• Die Kosten der Sanierungen dürfen nicht zu Lasten der Mieter*innen gehen. Vermieter*in-185 
nen müssen garantieren, dass die Kaltmiete durch die Sanierung nur um den Betrag 186 
steigt, der durch die Reduzierung der Nebenkosten wieder eingespart wird.  187 

• Umbau vor Abriss: Abrisse insbesondere von Wohngebäuden verhindern. Genehmi-188 
gungspflicht und Begründungspflicht bei Abrissvorhaben prüfen und ausweiten.  189 

• Verpflichtung von Investor*innen, bei Abriss gleichwertigen Ersatzwohnraum zum glei-190 
chen Mietpreis bereitzustellen. 191 

  192 
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2. Gesellschaftlicher Zusammenhalt in der Kommune 193 

Für solidarische Kommunen! 194 

Eine solidarische Gesellschaft ist kein Zufallsprodukt, sondern das Ergebnis mutiger Politik. Un-195 
ser Ziel ist ein Miteinander, das niemanden zurücklässt und echte Teilhabe für alle garantiert – 196 
unabhängig von Herkunft oder Kontostand. Daseinsvorsorge ist für uns ein Menschenrecht: Der 197 
Zugang zu Wohnen, Energie, Wasser und Gesundheit ist eine Kernaufgabe der öffentlichen Hand 198 
und darf nicht dem Markt überlassen werden. 199 

2.1 Öffentliche Daseinsvorsorge 200 

Die Kommunen stellen eine Vielzahl von öffentlichen Gütern und Dienstleistungen bereit – von 201 
der Abwasserentsorgung bis hin zur Kfz-Zulassung. Sie stehen dabei im Zentrum der sozialen 202 
Auseinandersetzung – zwischen öffentlichem Bedarf und kapitalistischer Verwertungs(un)logik. 203 
Einerseits engagieren sich viele Menschen ehrenamtlich, andererseits werden die Mittel für öf-204 
fentliche Einrichtungen extrem knappgehalten. Aber Geld ist ausreichend da, es muss nur anders 205 
verteilt werden. Wir brauchen Handlungsspielräume statt Sparzwang. Bundespolitisch kämpfen 206 
wir daher u. a. für eine Wiedereinführung der Vermögensteuer und einen höheren Spitzensteuer-207 
satz sowie die Abschaffung der Schuldenbremse. Wesentliche Teile der höheren Einnahmen sol-208 
len den Kommunen zugutekommen, um den kommunalen Investitionsstau zu beenden. 209 

Unsere Forderungen: 210 

• Spielplätze und Schwimmbäder müssen in kommunaler Hand bleiben, bedarfsgerecht 211 
neu gebaut und konsequent barriereärmer gestaltet werden. 212 

• Stärkung des Ehrenamtes: Ehrenamtliche leisten beträchtliche Teile der öffentlichen Da-213 
seinsvorsorge, sei es in freiwillige Feuerwehren, öffentlichen Schwimmbädern, bei Sport-214 
vereinen, der DLRG, der Tafel und vielen weiteren sozialen Initiativen. Sie brauchen gut 215 
ausgestattete und hinreichend finanzierte Wirkungsstätten. 216 

• Schaffung solidarischer Räume und niedrigschwelliger Hilfsangebote, die offen für alle 217 
sind. 218 

• Armut aktiv bekämpfen: Etablierung von Präventionsketten gegen Kinder- und Jugendar-219 
mut sowie feste Koordinierungsstellen für Armutsbekämpfung in allen Kommunen. 220 

• Bürokratie abbauen: Leichterer Zugang zu Sozialleistungen (z. B. Ausweitung des Hanno-221 
ver Aktiv-Passes auf Geringverdiener*innen bis zur Pfändungsfreigrenze und automati-222 
scher Postversand ohne Antragsdschungel). 223 

• Förderung von Stadtteil- und Volksküchen für ein solidarisches Miteinander. 224 
• Einführung von Bürgerhaushalten, um die Menschen direkt an Entscheidungen zu beteili-225 

gen. 226 

2.2 Queer-Feminismus 227 

Ein gerechtes Gemeinwesen braucht eine queer-feministische Perspektive auf die Stadtgestal-228 
tung. Das bedeutet mehr als nur Repräsentation: Es geht um Sicherheit im öffentlichen Raum, 229 
den Schutz vor Gewalt und das Aufbrechen verkrusteter Rollenbilder. Wir wollen Kommunen, die 230 
für alle Geschlechter und queere Menschen gleichermaßen sicher, lebenswert und karriereför-231 
dernd sind. 232 
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Unsere Forderungen: 233 

• Mehr Safer Spaces: Förderung queerer Beratungsstellen, Begegnungsräume und kultu-234 
reller Angebote. 235 

• Ausbau von Frauenhäusern, Beratungsstellen und proaktiven Präventionsprojekten. 236 
• Gerechtigkeit im Job: Sicherstellung geschlechtergerechter Arbeitsplätze in der Verwal-237 

tung und in kommunalen Betrieben. 238 
• Feministische Stadtplanung: Die kommunale Gestaltung (Lichtkonzepte, Sanitäranlagen, 239 

ÖPNV-Taktung) muss die Bedarfe aller Geschlechter berücksichtigen. 240 
• Vergabe von kommunalen Aufträgen und Fördermitteln nur an Unternehmen, die sich für 241 

Geschlechtergleichstellung einsetzen. 242 
• Schaffung feministischer Beiräte in Stadt- und Kreisräten zur fachlichen Begleitung poli-243 

tischer Prozesse. 244 
• Förderung von Kampagnen und Fortbildungen zu Vielfalt, Queerpolitik und Antisexismus. 245 
• Öffentliches Register auf der Website der Stadt Hannover, das über Ärzt*innen und Kran-246 

kenhäuser in der Region informiert, die Abtreibungen anbieten. 247 

2.3 Beratungsstellen und Prävention 248 

Zu den öffentlichen kommunalen Einrichtungen zählen insbesondere auch Frauenhäuser und 249 
Frauenberatungsstellen, denen eine zentrale Rolle bei der Bekämpfung patriarchaler Gewalt zu-250 
kommt.  251 

Unsere Forderungen: 252 

• Ausreichend Plätze in Frauenhäusern und eine verlässliche Finanzierung.  253 
• Alle von häuslicher Gewalt Betroffene, insbesondere auch trans* Personen, brauchen si-254 

chere Zufluchtsmöglichkeiten sowie eine umfassende rechtliche Unterstützung. 255 
• Präventionsangebote müssen vor allem bei den potenziellen Täter*innen ansetzen.  256 

2.4 Inklusion 257 

Inklusion ist eine völkerrechtliche Verpflichtung, der wir in der Region Hannover endlich gerecht 258 
werden müssen, auch durch die konsequente Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention. 259 
Viel zu oft müssen Betroffene ihre Rechte mühsam erkämpfen, anstatt sie einfach erleben zu dür-260 
fen. Besonders in der Bildung brauchen wir eine Kehrtwende: Weg von der frühen Aussonderung, 261 
hin zu einem Schul- und Kitasystem, das die Vielfalt der Kinder als Stärke begreift. 262 

Unsere Forderungen: 263 

• Massiver Ausbau inklusiver Kita- und Schulplätze in der gesamten Region. 264 
• Auskömmliche Finanzierung von Schulbegleitungen, Integrationshilfen und persönlichen 265 

Assistenzleistungen. 266 
• Barrierearmer Umbau aller öffentlichen Bildungs-, Freizeit- und Kultureinrichtungen. 267 
• Vernetzte Hilfe: Enge Kooperation zwischen Bildung, Therapie und Familien – therapeuti-268 

sche Angebote müssen direkt vor Ort in den Einrichtungen möglich sein. 269 
• Zentrale Anlaufstellen: Einrichtung einer Koordinierungsstelle für Inklusion sowie Infor-270 

mationsangebote in Leichter Sprache und Braille. 271 
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• Bildungsgerechtigkeit: Kostenlose Kita- und Hortplätze für alle, sowie ein gebührenfreies, 272 
warmes Mittagessen in allen Bildungseinrichtungen. 273 

2.5 Migration 274 

Flucht und Migration sind keine Zufälle, sondern Folge globaler Ungleichheit, wirtschaftlicher 275 
Ausbeutung, Klimakrise und Krieg. Auch europäische und deutsche Politik tragen dazu bei. Diese 276 
Verantwortung muss anerkannt werden – auch auf kommunaler Ebene. Die Region Hannover soll 277 
ein „Sicherer Hafen“ werden. Wir begreifen Zuwanderung als Chance, wobei wir das Narrativ von 278 
„nützlichen“ Migrant*innen entschieden ablehnen. Integration gelingt dann, wenn Menschen 279 
angstfrei und gleichberechtigt am gesellschaftlichen Leben teilnehmen können. Wir setzen uns 280 
für einen Schutzraum ein, der vor Ausbeutung bewahrt und echte Perspektiven durch Bildung und 281 
Arbeit schafft – vom ersten Tag an. 282 

Unsere Forderungen: 283 

• Gezielte Stärkung der Jugendhilfe für geflüchtete Kinder und Jugendliche. 284 
• Besondere Berücksichtigung der spezifischen Bedarfe queerer Geflüchteter. 285 
• Schneller, unbürokratischer Zugang zu Arbeitsmarkt, Bildung und Sprachförderung. 286 
• Einführung des kommunalen Wahlrechts und umfassender Mitbestimmungsrechte für 287 

alle Menschen, die dauerhaft hier leben. 288 
• Interne Sensibilisierung: Antirassistische Schulungen für alle Behördenmitarbeitenden. 289 
• Teilhabe sichern: Ausbau kostenloser Integrationsangebote, die den Zugang zur Stadtge-290 

sellschaft erleichtern. 291 
• Stärkung der Arbeit der Integrationsbeiräte in den Kommunen. 292 
• Schutz von Arbeitsmigrant*innen mit uneingeschränkter EU-Freizügigkeit aus Rumänien, 293 

Bulgarien, Polen und weiteren südost- und osteuropäischen Ländern vor Ausbeutung und 294 
Menschenhandel u. a. in der Pflege, als Reinigungskräfte, in Schlachthöfen, als Erntehel-295 
fer oder für Subunternehmen in der Paketbranche. 296 

• Übernahme einer Schiffpatenschaft in der zivilen Seenotrettung durch die Kommunen. 297 

2.6 Jugendparlamente 298 

Demokratie lernt man nicht aus Büchern, sondern durch Mitwirkung. Jugendparlamente sind das 299 
Herzstück der jugendlichen Selbstverwaltung. Wir wollen, dass junge Menschen nicht nur gehört 300 
werden, wenn es gerade passt, sondern dass ihre Stimme fest in den politischen Gremien veran-301 
kert wird. Wer die Zukunft gestaltet, muss heute mitentscheiden dürfen. 302 

Unsere Forderungen: 303 

• Keine Kürzungen bei Leistungen für Jugendparlamente – das Budget für jugendlichen 304 
Handlungsspielraum muss unangetastet bleiben. 305 

• Das Jugendparlament entsendet beratende Mitglieder mit Rederecht direkt in den Stadt-306 
rat. 307 

• Verpflichtende Einbeziehung des Jugendparlaments bei allen Anträgen und Diskussio-308 
nen, welche die Belange der Jugend oder die langfristige Zukunft betreffen. 309 

• Echte Kompetenzen: Ausstattung von Jugendparlamenten und -räten mit festem Antrags- 310 
und Stimmrecht in kommunalen Gremien. 311 
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2.7 Akzeptanzorientierte Drogenpolitik 312 

Suchterkrankungen sind weit verbreitet, doch Betroffene leiden meist zusätzlich unter Stigmati-313 
sierung, statt die nötige Hilfe zu erhalten. Die Kriminalisierung rund um Drogenkonsum verschärft 314 
soziale Probleme und verhindert gleichzeitig eine wirksame Prävention. Wir setzen uns daher für 315 
eine flächendeckende Versorgung mit Beratungs- und Hilfsangeboten ein, bei der Hilfe und Vor-316 
beugung im Mittelpunkt stehen. Unser Ziel ist ein effektiver Gesundheitsschutz und Akzeptanz, 317 
um Menschen in Abhängigkeit aus ihrer Sucht zu begleiten, wenn sie bereit dafür sind. Unabhän-318 
gig davon muss allen Suchterkrankten möglichst gutes Leben gewährleistet werden. 319 

Unsere Forderungen: 320 

• Einrichtung mehrerer kostenfreier Drug-Checking-Stellen in der Region Hannover. 321 
• Ausbau von Konsumräumen mit entsprechender Finanzierung für Personal, nicht nur in 322 

Hannover-Mitte. 323 
• Konsequente Housing-First-Politik. 324 
• Verbot von Suchterkrankten-feindlicher Infrastruktur, wie blauem Licht in Toiletten. 325 
• Subventionierung eines kommunalen Programms für die kostenlose Ausgabe von Kon-326 

sum-Besteck an suchterkrankte Menschen, in allen Apotheken der Region Hannover. 327 
• Ausbau von Safer-Use-Bildungsangeboten. 328 
• Schluss mit Verdrängung vom Raschplatz! Hilfsangebote müssen weiter ausgebaut wer-329 

den, statt dass Probleme nur verlagert werden. 330 

 331 

3. Gesundheitspolitik 332 

Gesundheit ist ein Menschenrecht! 333 

Gesundheit ist keine Ware, ein Krankenhaus keine Fabrik. Durch Privatisierung, Unterfinanzie-334 
rung und Gewinnorientierung wird das gesamte Gesundheitssystem massiven Sparzwängen aus-335 
gesetzt. Wie in anderen Lebensbereichen auch wird systematisch das Wohlergehen aller den 336 
Profitinteressen weniger geopfert. Unsere Gesundheitspolitik setzt zur Verbesserung dieser Lage  337 
hingegen auf eine Abkehr von der Gewinn(un)logik in der Versorgung, auf eine bessere Finanzie-338 
rung, Erhalt der Kliniken in öffentlicher Hand und die Verbesserung der Arbeitsbedingungen für 339 
alle Beschäftigten. 340 

3.1 Gesundheitsversorgung sichern 341 

Als wesentlicher Klinikbetreiberin kommt der Region die Aufgabe zu, eine flächendeckende und 342 
hochwertige Gesundheitsversorgung sicherzustellen. Der Standortabbau steht diesem Ziel je-343 
doch entgegen. Das Klinikum Region Hannover hat den Standort in Springe bereits aufgegeben, 344 
die Standorte in Lehrte und der Nordstadt sollen geschlossen werden. Zudem will die evangeli-345 
sche Diakovere das Henriettenstift und das Annastift in Hannover schließen. Gleichzeitig sehen 346 
sich Beschäftigte in der Pflege durch prekäre Arbeitsbedingungen gezwungen, ihren Beruf aufzu-347 
geben, was die Versorgungslage weiter verschärft.  348 

Unsere Forderungen:  349 



11 

 

• Erhalt aller Kliniken in der Region, denn immer weitere Anfahrtswege sind für die Einwoh-350 
ner*innen unzumutbar. 351 

• Kliniken in öffentlicher Trägerschaft halten, neue Gesundheitsinfrastruktur soll möglichst 352 
kommunal getragen werden. Mittelfristig sollen alle Kliniken in öffentliche Hand, um eine 353 
gute Versorgung und Bezahlung zu gewährleisten. 354 

• Mehr Personal in Kliniken und Pflegeeinrichtungen, höhere Löhne und Tarifbindung für 355 
alle Beschäftigten. 356 

• Schluss mit Outsourcing: Alle Beschäftigten an einer Klinik sollten direkt bei ihr angestellt 357 
werden. 358 

• Kommunale Programme für familienfreundliche Schichtmodelle und Betreuungsange-359 
bote. 360 

• Hochwertige Ausbildung mit mehr Anleitung und Lernzeiten. 361 

3.2 Psychische Gesundheit 362 

Die Behandlung psychischer Erkrankungen ist ebenfalls ein essenzieller Teil unserer Gesund-363 
heitsversorgung. Durch Stigmata, hohe Hürden bei der Therapieplatzsuche, eine langwierige und 364 
teure Ausbildung und zu wenig Sitze für Psychotherapeut*innen ist die Lage denkbar schlecht. 365 
Gerade in Zeiten von Krisen und ansteigender psychischer Belastung müssen die vorhandenen 366 
Angebote konsequent gestärkt und ausgebaut werden. 367 

Unsere Forderungen: 368 

• Mehr Therapieplätze durch Förderung von Niederlassung und Weiterbildung. 369 
• Kommunale Mittel, für Psycholog*innen, Sozialarbeiter*innen und Fachkräfte im sozia-370 

len Bereich erhöhen. 371 
• Ausbau von Gruppenangeboten, Tagesstätten und betreutem Wohnen. 372 
• Digitale Beratungsangebote für Menschen mit eingeschränkter Mobilität. 373 
• Vernetzung zwischen Hausärzt*innen, Kliniken und Jugendhilfe stärken. 374 
• Einführung Kommunaler Krisenteams mit 24/7-Erreichbarkeit. 375 

3.3 Geburtshilfe sichern 376 

Der steigende Druck im Gesundheitssystem macht sich besonders in der Geburtshilfe bemerk-377 
bar. Hebammen sowie werdende Eltern leiden bereits unter der schlechten Versorgung, trotzdem 378 
wird die Situation durch beispielsweise den neuen Hebammenhilfevertrag zusätzlich dramatisch 379 
verschärft. Wir setzen uns daher für eine Stärkung von Hebammen und die Förderung individuel-380 
ler, gewaltfreier Begleitung von Eltern vor, während und nach der Geburt ein. Auf kommunaler 381 
Ebene kämpfen wir für Pilotprojekte, die über die Versorgung der Krankenkassen hinausgehen. 382 
Sichere Schwangerschaften müssen selbstbestimmt sein; deswegen setzen wir uns für eine flä-383 
chendeckende, sichere und stigmafreie Beratung und Unterstützung aller Schwangeren bei Ab-384 
brüchen ein. 385 

Unsere Forderungen: 386 

• Die Medizinstrategie der Region muss eine effektive Notfallversorgung und Erreichbar-387 
keit von Geburtsstationen sicherstellen, auch in den entlegenen Ortschaften des Um-388 
lands. Weitere Kreißsaalschließungen kommen somit nicht infrage. 389 
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• Geburtshäuser und Hebammenpraxen fördern. 390 
• Kommunale Unterstützung von Hebammen – strukturell und finanziell. 391 
• Fortbildungen und Sensibilisierung gegen Gewalt unter der Geburt fördern. 392 
• Verpflichtung für Kliniken, Schwangerschaftsabbrüche zu ermöglichen. 393 
• Barrierearme, kommunal zentralisierte Informationsangebote über Beratungsmöglich-394 

keiten und medizinische Hilfe. 395 

 396 

4. Bildungspolitik in der Region Hannover 397 

Für eine soziale, gebührenfreie und demokratische Bildung! 398 

Bildung ist der Schlüssel zur Emanzipation und muss für alle Menschen zugänglich sein – unab-399 
hängig vom Geldbeutel der Eltern. Wir kämpfen für ein Bildungswesen, das nicht aussortiert, son-400 
dern alle fördert und zu gesellschaftlicher Teilhabe befähigt. In allen Bildungsbereichen setzen 401 
wir uns für eine verbesserte Förderung besonders Bedürftiger ein. Wir brauchen einen Sozialin-402 
dex, der zusätzliche Mittel gezielt an Bildungseinrichtungen mit besonderen sozialen Herausfor-403 
derungen verteilt. In der Region Hannover sollen alle Menschen durch Bildung die besten Chan-404 
cen erhalten, ihr Leben selbstbestimmt zu führen und sich am Aufbau einer solidarischen Gesell-405 
schaft beteiligen zu können.  406 

4.1 Gebührenfreiheit und beste Förderung von Anfang an 407 

Die Kita ist der erste Ort, an dem Chancengleichheit geschaffen wird. Wir wollen diesen Bereich 408 
so attraktiv gestalten, dass möglichst alle Kinder teilnehmen – wie in den meisten anderen euro-409 
päischen Ländern.  410 

Unsere Forderungen: 411 

• Komplette Gebührenfreiheit: Alle Betreuungsplätze müssen beitragsfrei sein, inklusive 412 
Frühstück, Mittagessen und Ausflügen. Bildung ist ein Recht, keine Ware. 413 

• Bedarfsdeckender Ausbau: Jede Familie hat ein Recht auf einen wohnortnahen Betreu-414 
ungsplatz.  415 

• Bessere Personalschlüssel: Wir brauchen feste, am tatsächlichen Bedarf orientierte Be-416 
treuungsschlüssel und eine tarifgebundene, existenzsichernde Bezahlung aller Fach-417 
kräfte. 418 

• Kitas als Stadtteilzentren: Ausbau zu Häusern der Begegnung mit Elterncafés und kosten-419 
losen Beratungsangeboten. 420 

• Inklusion und Sprachförderung: Inklusion muss von Anfang an mit festem Personal um-421 
gesetzt werden. Sprachförderung sollte grundlegender Bestandteil des Alltags sein. 422 

• Sanierungsoffensive: Auflegen eines Sonderprogramms zur Sanierung und zum moder-423 
nen, pädagogisch wertvollen Ausbau aller Kitas. 424 

4.2 Gemeinschaftsschule für alle bis Klasse 10 425 

Das gegenwärtige Schulsystem sortiert Kinder nach sozialer Herkunft aus. Wir wollen längeres 426 
gemeinsames Lernen für alle.  427 
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Unsere Forderungen: 428 

• Einführung der Gemeinschaftsschule für alle: Die Kommune muss sich beim Land für die 429 
verbindliche Einführung der Gemeinschaftsschule bis zur 10. Klasse einsetzen und alle 430 
Möglichkeiten zur Verbesserung der Bildung ausschöpfen.  Dies ist das Herzstück unserer 431 
Bildungspolitik für mehr Chancengerechtigkeit! 432 

• Komplette Lernmittelfreiheit und kostenloses Frühstück und Mittagessen: Vom Stift über 433 
das Tablet bis zum ausgewogenen Essen – alles muss für alle Schüler*innen kostenlos 434 
sein. Für die Verpflegung richtet die Kommune dezentrale, inklusive Küchen ein.  435 

• Kein Kind darf von Klassenfahrten ausgeschlossen werden. 436 
• Ausbau zu echten Ganztagsschulen: Jede Schule muss Schritt für Schritt zu einer echten 437 

Ganztagsschule mit vielfältigen, kostenlosen Förderungs- und Forderungsangeboten 438 
ausgebaut werden. 439 

• Massiver Ausbau fester multiprofessioneller Teams: Sozialarbeiter*innen, Psycholog*in-440 
nen und Therapeut*innen an jeder Schule müssen die Regel, nicht die Ausnahme sein. 441 
Die Kommune ergänzt notfalls das vom Land bereit gestellte Personal. 442 

• Sanierungsstau beenden: Ein Zehn-Jahres-Sonderprogramm zur klimagerechten Sanie-443 
rung aller Schulgebäude und zur Schaffung moderner Lernumgebungen. 444 

• In den Ferien sichern die Kommunen der Region den Schüler*innen ein vielfältiges und 445 
kostenfreies Angebot, das Bildung, Betreuung und Teilhabe für alle ermöglicht. 446 

4.3 Lebenslanges Lernen für alle ermöglichen 447 

Erwachsenenbildung ist der Schlüssel zu gesellschaftlicher Teilhabe und beruflicher Entwick-448 
lung. 449 

Unsere Forderungen: 450 

• Die Finanzhilfe für Volkshochschulen (VHS), Heimvolkshochschulen, Bibliotheken und 451 
demokratische Bildungsvereine muss dauerhaft erhöht werden, um Planungssicherheit 452 
zu geben. 453 

• Büchereien sollten als Wohnzimmer der Stadtteile verstanden und dementsprechend 454 
ausgebaut werden. 455 

• Kostenlose Grund- und Politikbildung: Alphabetisierungskurse, Kurse zum Nachholen 456 
von Schulabschlüssen und politische Bildungsangebote müssen gebührenfrei sein. 457 

• Ausbau von Sprachkursen: Die Kommunen müssen ausreichend gebührenfreie Sprach-458 
kurse für Geflüchtete und Zugewanderte anbieten. 459 

• Förderung der politischen Medienkompetenz: Ausbau von Angeboten, die Erwachsene im 460 
Umgang mit Desinformation und demokratischer Teilhabe im digitalen Raum stärken. 461 

• Tarifbindung durchsetzen: Die Kommune fördert nur noch Einrichtungen, die ihre Be-462 
schäftigten nach Tarif bezahlen. Schluss mit prekären Honorarverträgen! 463 

• Kommunale Koordinierung der Weiterbildung: Die Stadt vernetzt VHS, Bibliotheken und 464 
Vereine, um ein transparentes Gesamtangebot zu schaffen. 465 

 466 
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5. Wirtschaft & Arbeit in der Region Hannover 467 

Für eine gesicherte Zukunft! 468 

Die Region Hannover ist ein starker Wirtschaftsraum – mit Industrie, Dienstleistungen, Messe, 469 
Flughafen, Handwerk und öffentlichem Sektor. Für uns ist klar: Wirtschaft muss den Menschen 470 
dienen, nicht umgekehrt. Gute Arbeit ist eine Grundlage regionaler Stärke. Tarifbindung, Mitbe-471 
stimmung und soziale Sicherheit stabilisieren Kaufkraft, Fachkräftegewinnung und gesellschaft-472 
lichen Zusammenhalt. 473 

5.1 Gute Arbeit sichern 474 

Strukturelle Probleme am Arbeitsmarkt werden zunehmend verschärft: Tarifbindung sinkt, Mitbe-475 
stimmung wird geschwächt und immer mehr Menschen werden in prekäre Beschäftigungsver-476 
hältnisse gezwungen. Leiharbeit, Befristungen und Scheinselbstständigkeit unterlaufen soziale 477 
Standards. Digitalisierung führt häufig zu Arbeitsverdichtung und ständiger Erreichbarkeit. Die 478 
zentrale Frage lautet daher: Wie sichern wir gute Arbeit, soziale Stabilität und demokratische Ge-479 
staltungskraft in einer Zeit wirtschaftlicher Umbrüche? 480 

Unsere Forderungen: 481 

• Tarifbindung in allen kommunalen Betrieben konsequent anwenden. 482 
• Keine Ausgliederungen, Leiharbeit oder sachgrundlosen Befristungen in kommunaler 483 

Verantwortung. 484 
• Öffentliche Aufträge nur an Unternehmen mit Tarifvertrag, Mitbestimmung, Ausbildungs-485 

plätzen und fairen Lieferketten, auch bei Subunternehmen. 486 
• Gleiche Rechte und gleiche Bezahlung für alle: Kein Lohndumping bei Geflüchteten oder 487 

anderen vulnerablen Gruppen. 488 
• Pilotprojekt 4-Tage-Woche bei vollem Lohnausgleich in der Region Hannover und ihren 489 

Kommunen. 490 
• Hitzeaktionspläne für Angestellte der Kommunen. 491 

Wir stehen solidarisch an der Seite von Beschäftigten und Gewerkschaften! Arbeitskämpfe sind 492 
legitime Mittel sozialer Auseinandersetzung. Wir setzen uns für ein Recht auf politischen Streik 493 
und Generalstreik ein. 494 

5.2 Eine gemeinwohlorientierte und nachhaltige Wirtschaft 495 

Fachkräfte gewinnen und industrielle Transformation gestalten: Der tiefgreifende industrielle 496 
Wandel in der Region ist spürbar. Unternehmen wie Volkswagen und Continental befinden sich 497 
in massiven Umbrüchen durch Elektromobilität, Digitalisierung und internationale Konkurrenz. 498 
Der Transformationsdruck darf nicht auf dem Rücken der Beschäftigten ausgetragen werden. 499 
Strukturwandel ist gestaltbar – aber nur, wenn Qualifizierung, Beschäftigungssicherung und Mit-500 
bestimmung im Zentrum stehen.  501 

Unsere Forderungen: 502 

• Mehr Personal und Entlastung in kommunalen Einrichtungen. 503 
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• Einrichtung eines Transformationsrats: Unternehmen, Betriebsräte und Gewerkschaften 504 
beteiligen, um den Wandel demokratisch und im Sinne der Beschäftigten zu begleiten. 505 

• Regionale Qualifizierungsstrategie gegen Fachkräftemangel. 506 
• Verstärkung der Maßnahmen an den Berufsschulen zum Erwerb von Schulabschlüssen 507 

und der Vermittlung in Ausbildung (z. B. über Einstiegsqualifizierung). 508 
• Ausbau von Weiterbildungs- und Umschulungsangeboten im Bereich der erneuerbaren 509 

Energien, Batterietechnologie und anderer nachhaltiger, ziviler Produktion. 510 
• Ausbau kommunaler Qualifizierungsmaßnahmen und des öffentlichen Beschäftigungs-511 

sektors mit tariflich bezahlten Arbeitsplätzen. 512 
• Förderung der Inklusion von Menschen mit Behinderungen in den ersten Arbeitsmarkt. 513 
• Arbeits- und wohnortnahe, flexible Kinderbetreuung. 514 
• Schutz vor entgrenzten Arbeitszeiten im Zuge der Digitalisierung. 515 

Unsere Leitlinie: wirtschaftliche Stärke als Ergebnis gerechter Verteilung, demokratischer Kon-516 
trolle und guter Arbeitsbedingungen. Eine Abkehr von der ideologischen Sparpolitik ist notwendig. 517 
Investitionen in Bildung, Qualifizierung und soziale Infrastruktur sind kein Luxus, sondern Voraus-518 
setzung wirtschaftlicher Zukunftsfähigkeit. Soziale Sicherheit ist ein Standortfaktor.  519 

5.3 Sozial-ökologische Wirtschaftspolitik 520 

Kommunen sind aktive wirtschaftspolitische Akteurinnen. Durch Vergaben, Förderpolitik und ei-521 
gene Beschäftigung setzen sie Standards. Diese Steuerungsmacht muss konsequent am Ge-522 
meinwohl ausgerichtet werden und eine nachhaltige, sozial-ökologische Wirtschaft in der Region 523 
garantieren. 524 

Unsere Forderungen:  525 

• Wirtschaftsförderung nur bei guten, tarifgebundenen Arbeitsplätzen und klaren Zusagen 526 
zum Erhalt und Ausbau lokaler Standorte. 527 

• Vergabe von Gewerbeflächen aus öffentlicher Hand nur an Unternehmen mit Betriebsrat 528 
und Tarifbindung. 529 

• Deckelung von Gewerbemieten für kleine und mittlere Unternehmen. 530 
• Förderung von Genossenschaften und solidarischen Wirtschaftsmodellen. 531 
• Beratung für Betriebsübernahmen durch Beschäftigte. 532 
• Stärkung regionaler Lieferketten (lokale Wertschöpfung). 533 
• Regionale Abstimmung zwischen Landeshauptstadt, Region und Umlandkommunen zur 534 

Stärkung industrieller Wertschöpfungsketten. 535 
• Maßnahmen gegen Geschäftsmodelle mit Scheinselbstständigkeit und Abgabenvermei-536 

dung. 537 
• Öffentliche Aufträge für IT-Dienstleistungen nur an Unternehmen vergeben, die Open-538 

Source-Lösungen anbieten. 539 

5.4 Nachhaltige Finanzen: Umverteilen für Zukunftsinvestionen  540 

Die Kommunen stehen unter Druck: Fachkräfte fehlen in Kitas, Pflege und Verwaltung, nicht we-541 
gen mangelnder Qualifikation, sondern wegen unattraktiver Bedingungen. Das ist kein Zufall, 542 
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sondern Ergebnis politischer Entscheidungen auf Bundes- und Landesebene. Während Überrei-543 
che in Deutschland Vermögen anhäufen, werden Städte und Gemeinden mittellos im Stich ge-544 
lassen. Dabei ist klar: Geld ist genug da, es wird nur falsch verteilt. Für uns bedeutet das, kom-545 
munale Haushaltsdebatten immer auch als Verteilungsfrage zu begreifen und konkrete Verbes-546 
serungen vor Ort mit strukturellen Forderungen zu verbinden. Die Fixierung auf die „Schwarze 547 
Null“ verhindert notwendige Investitionen in Bildung, soziale Infrastruktur und nachhaltige Wirt-548 
schaftsstrukturen. Zusätzliche Einnahmen durch die Wiedereinführung der vom Grundgesetz ge-549 
forderten Vermögensteuer sollten auch in eine bessere Finanzierung der Kommunen fließen. 550 

Unsere Forderungen: 551 

• Konsequente Priorisierung von Investitionen in Schulen, Kitas, sozialen Zusammenhalt, 552 
kommunalen Wohnungsbau und ÖPNV statt teurer Prestige- und Straßenbauprojekte.  553 

• Aktive Initiative der Region Hannover gegenüber Land und Bund für eine gerechte Steuer-554 
politik, insbesondere die Wiedereinführung der Vermögensteuer. Kommunale Koordina-555 
tion zur Erhöhung der Gewerbesteuer. 556 

• Stopp von Kürzungen bei freiwilligen sozialen Leistungen und langfristige Absicherung so-557 
zialer Infrastruktur in allen Stadtteilen.  558 

• Nutzung aller bestehenden finanziellen Spielräume, z. B. durch Förderprogramme, Ent-559 
schuldungsmodelle und gezielte Investitionsstrategien.  560 

• Systematische Überprüfung aller größeren Ausgaben auf ihren sozialen Nutzen und ihre 561 
Wirkung für Lebensqualität und Teilhabe. 562 

 563 

6. Verkehrswende in der Region 564 

Mit dem Menschen im Mittelpunkt! 565 

Unter den Verkehrsmitteln in Deutschland wird das Auto bislang unangemessen bevorzugt, ob-566 
wohl es nur für 35 % der Wege in der Region Hannover genutzt wird. Das Problem ist nicht nur der 567 
höhere CO2-Ausstoß – auch die Lärmbelastung und der Platzbedarf für die nötige Infrastruktur ist 568 
zu hoch. Aktuelle Verkehrsplanung wird immer noch zu sehr aus der Sicht von männlichen Auto-569 
pendlern gedacht. Stattdessen fordern wir eine inklusive Verkehrspolitik, die die Interessen von 570 
Senior*innen, Kindern und Jugendlichen, Frauen, Menschen mit Behinderung und allen, die sich 571 
kein Auto leisten können, in den Vordergrund stellt. Wir brauchen nicht nur die Energiewende im 572 
Verkehrssektor, wir brauchen eine echte Verkehrswende – statt Infrastruktur für Autos müssen 573 
wir Infrastruktur für Menschen bauen! 574 

6.1 Guter ÖPNV für alle 575 

Die Region Hannover ist für einen guten öffentlichen Personennahverkehr verantwortlich. Das An-576 
gebot ist jedoch verbesserungsfähig und in der Region zumeist unzulänglich. Unser Ziel ist ein 577 
Nahverkehrssystem, das jeden zügig, günstig und barrierearm durch die Region bringt und damit 578 
eine echte Alternative zum Auto schafft. Bus und Bahn müssen so gut sein, dass die Mobilitäts-579 
bedürfnisse aller Menschen erfüllt sind, auch im Umland! 580 

Unsere Forderungen: 581 
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• Zugang zu Mobilität darf nicht vom Geldbeutel abhängen! Wir fordern einen entgeldfreien 582 
ÖPNV. Bis zu dessen Realisierung kämpfen wir für günstige Angebote wie das Deutsch-583 
landticket, das Jobticket, das Region-S-Ticket und die U21-Freizeitkarte.  584 

• Fahren ohne Fahrschein muss entkriminalisiert werden! Die Uestra soll auf Strafanzeigen 585 
wegen Leistungserschleichung nach § 265a Strafgesetzbuch in allen Fällen verzichten. 586 

• 30 Minuten-Takt für alle Busse: Das Netz muss so gut ausgebaut sein, dass niemand auf 587 
ein Auto angewiesen ist, auch nicht am Wochenende und auf dem Land. Wo der Takt tags-588 
über nicht einzuhalten ist, soll das Rufbussystem des Sprinti ausgebaut werden.  589 

• Alle mitnehmen: Sprintis brauchen eine angemessene Ausstattung, um Kinder jeden Al-590 
ters und Menschen mit Behinderungen sicher an ihr Ziel zu bringen. 591 

• Guter ÖPNV für alle, muss sich auch für alle sicher anfühlen. Die Realität sieht besonders 592 
für weiblich oder queer gelesene Personen oft anders aus. Wir brauchen konsequente 593 
Verfolgung bei Belästigung und niedrigschwellige Hilfsangebote für Betroffene, sowie ver-594 
bindliche Schulungen zu sexualisierter Belästigung, Deeskalation und Awareness für das 595 
Fahrpersonal. 596 

• Die Verspätungen und Zugausfälle bei Transdev sind ein Skandal! Der künstliche Wettbe-597 
werb auf der Schiene führt zu einer Verschlechterung des Angebots und muss eingestellt 598 
und durch einen integrierten Staatsbetrieb ersetzt werden. Kurzfristig braucht es emp-599 
findliche Vertragsstrafen für Ausfälle und Verspätungen. 600 

• Zuverlässiges Internet in allen Bussen und Bahnen.  601 
• Ausbau der Toiletten-Infrastruktur: Im öffentlichen Raum braucht es überall sichere, sau-602 

bere und kostenlose Toiletten – barrierearm, mit Wickeltischen und Hygieneprodukten für 603 
alle Geschlechter. Bessere Wartung und Reinigung der S-Bahnen, um dem ständigen 604 
Ausfall der Zugtoiletten entgegenzuwirken. Mehr Toiletten an allen Bahnstationen.  605 

• Höhere Löhne und bessere Arbeitsbedingungen für die Fahrer*innen und Angestellten im 606 
ÖPNV. 607 

6.2 Ausbau der Stadtbahn  608 

Die Stadtbahn ist das Rückgrat des urbanen Verkehrs, doch sie stößt dort an ihre Grenzen, wo sie 609 
im Straßenraum ausgebremst wird. Eine wachsende Region mit über einer Million Einwohner*in-610 
nen braucht eine gut ausgebaute Stadtbahn, die für alle zugänglich ist und die witterungsunab-611 
hängig zuverlässig fährt. Wir setzen uns für den konsequenten Ausbau leistungsfähiger, mög-612 
lichst vom Autoverkehr getrennter Stadtbahnstrecken ein, die stärker mit S-Bahn und Regional-613 
verkehr verknüpft sind.  614 

Unsere Forderungen: 615 

• Barrierearme Hochbahnsteige für alle Stadtbahnhaltestellen, da sie für mobilitätseinge-616 
schränkte Personen unbedingt erforderlich sind. 617 

• Ausbau der Stadtbahn durch den D-Tunnel in der Sallstraße. Dieser war von Beginn der 618 
Planung an vorgesehen, um die nötige Kapazität im Stadtbahnnetz Hannover zu errei-619 
chen. Zusätzlich müssen weitere Tunnelstrecken und Trassen mit komplett getrenntem 620 
Gleiskörper geprüft werden.    621 

• Bessere Verknüpfung von Stadt- und S-Bahn: Neue S-Bahn-Stationen am Döhrener Turm 622 
und am Braunschweiger Platz. 623 
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• Erweiterung der Stadtbahn: Die Planung Garbsen, Langenhagen und Hemmingen-Arnum, 624 
sollen umgesetzt und weitere Strecken zur Anbindung von Vororten geprüft werden.  625 

• Ringbahn für Hannover: Die bereits begonnene Planung muss umgesetzt werden. Die 626 
Tangentialverbindung von List und Kleefeld über die MHH ist der wichtige erste Schritt. 627 

6.3 Fußgänger*innen und Fahrradfahrer*innen priorisieren 628 

Alle Menschen sind zunächst Fußgänger*innen, bevor sie in ein Auto steigen. Auf einer 3,5 Meter 629 
breiten Spur können pro Stunde ca. 2000 Autos fahren oder 12000 Fahrräder. Städte und Dörfer 630 
sollten deswegen für Fahrradfahrer*innen und Fußgänger*innen geplant werden – und erst da-631 
nach für Autos.  632 

Unsere Forderungen: 633 

• Barrierearme Fußwege: Abgesenkte Bordsteine, taktile Leitsysteme, rutschfeste Beläge 634 
und breite Gehwege. Angemessene Ausleuchtung von Fußwegen bei Nacht. 635 

• Sichere Schul- und Alltagswege: Mehr Zebrastreifen und sichere Straßenquerungen mit 636 
baulichen Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung (Aufpflasterungen und Gehwegnasen).  637 

• Tempo 30 innerorts. 638 
• Sichere Abstellmöglichkeiten für Fahrräder: Fahrradparkhäuser und überdachte Abstell-639 

anlagen an Stadtbahn- und S-Bahn-Stationen. 640 
• Gut ausgeschilderte Velorouten und Fahrradwege in jeder Ortschaft. Fahrradstraßen er-641 

halten und ausbauen. Für den Bau von notwendiger Fahrradinfrastruktur kann gegebe-642 
nenfalls auch enteignet werden. 643 

• Schnelle Grünphasen für Radfahrer*innen und Fußgänger*innen unter Beibehaltung der 644 
Vorrangschaltung für den ÖPNV. 645 

6.4 Die Schiene fördern 646 

Der Ausbau des Schienennetzes der Bahn wurde über Jahrzehnte vernachlässigt. Dabei ist die 647 
Schiene das effektivste Verkehrsmittel – nicht nur für Pendler*innen in Ballungsräumen, sondern 648 
auch für Güter und Personen auf überregionalen Strecken. Die Region Hannover und ihre Kom-649 
munen müssen ihr Möglichstes tun, den Ausbau der Schiene zu fördern.  650 

Unsere Forderungen: 651 

• Neue Schienentrassen für die S-Bahn: Die entsprechende Planung der Region in Zusam-652 
menarbeit mit der DB InfraGO (Bahnknotenuntersuchung Hannover II) muss umgesetzt 653 
werden – besonders für die Schaffung engerer Takte (10 bis 15 Minuten in Hannover und 654 
angrenzenden Kommunen, 30 Minuten in der Region). Mehr Kleinstädte in der Region 655 
brauchen einen S-Bahn-Anschluss, daher befürworten wir die Pläne für Gehrden. 656 

• Wir lehnen die Ausbauvorhaben aller Schnellwege und Autobahnen ab. Für die tangenti-657 
alen Verbindungen sollen stattdessen S-Bahn und Stadtbahn ausgebaut werden. 658 

• Unterstützung der Neubautrassen Hannover-Bielefeld und Hannover-Hamburg/Bremen. 659 
Nur durch Neubautrassen lassen sich die nötigen Kapazitäten für Personen- und Güter-660 
verkehr schaffen. Anliegen, die Flächen für die Neubautrasse verlieren, sollen angemes-661 
sene Entschädigungen und Ersatzflächen erhalten.   662 
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7. Energie und Umwelt  663 

Klimagerechtigkeit jetzt!  664 

Die Klimakrise wirkt global und lokal und trifft uns alle. Effektiver Klimaschutz wäre daher not-665 
wendige Daseinsvorsorge, doch stattdessen katapultiert die Bundesregierung uns mit riesiger 666 
Geschwindigkeit zurück ins fossile Zeitalter. Mit hohen Kosten und katastrophalen Folgen auch 667 
für unsere Region. Wir wollen in der Region Hannover eine Vorreiterrolle im gesamten Bundesge-668 
biet übernehmen und die Abkehr vom Klimaschutz nicht mitmachen. 669 

Unsere Pläne für die Verkehrswende in der Region sind essenzieller Bestandteil unseres Klima-670 
schutz-Programmes. Wir wollen Straßen und Plätze die grün, nicht grau sind, Bahnen und Busse, 671 
die zuverlässig fahren, Tickets, die bezahlbar sind, damit niemand auf das Auto angewiesen ist. 672 
Um alle aktiv einzubinden, fordern wir die Gründung von Bürger*innenräten in der Region und ih-673 
ren Kommunen, entsprechend dem Vorschlag des Klimaweisenrats der Region Hannover. 674 

Wir fordern, die bereits beschlossene Klimaneutralität der Region bis 2035 konsequent weiter zu 675 
verfolgen und einen realistischen Umsetzungsplan samt Monitoring zu erarbeiten. Wir wollen 676 
eine lebenswerte und klimaneutrale Stadt! 677 

7.1 Grünraumoffensive für eine zukunftssichere Region  678 

Die Folgen des Klimawandels sind auch hier nicht mehr übersehbar. Starkregen, Hitzewellen und 679 
Dürren treten immer öfter auf – mit extremen Folgen für die Gesundheit. Die Versiegelung in der 680 
Landeshauptstadt sowie in den Kommunen der Region muss auf das aller Notwendigste begrenzt 681 
werden. Die Region Hannover muss atmen können! 682 

Unsere Forderungen: 683 

• Begrünung des öffentlichen Raumes, Entsiegelung von Straßen und Plätzen. 684 
• Vorhandene Grünflächen schützen, Bäume und Wasserflächen erhalten. 685 
• Kaltluftschneisen für die überhitzte Stadt im Sommer. 686 
• Ausweitung von Dach- und Fassadenbegrünungen, Pflicht für alle öffentlichen Gebäude, 687 

sofern möglich. 688 
• Förderung von „Urban Gardening“. 689 
• Netzgebundene Trinkwasserspender an zentralen Stellen.  690 
• Flächensparende Bauleitplanung. 691 
• Baumschutzsatzungen in allen Kommunen einführen. 692 
• Kommunale Durchsetzung des Verbots von Schottergärten. 693 

7.2 Landwirtschaft und Ökologie 694 

Eine intakte, heterogene Natur leistet einen wesentlichen Beitrag zur Bindung von CO2 und gegen 695 
den fortschreitenden Klimawandel. Naturzerstörung durch profitorientierte Bau- und Agrarpro-696 
jekte verdrängt Artenvielfalt und versiegelt Flächen. Wir setzen auf eine ökologische Stadt- und 697 
Regionalentwicklung, die Biodiversität fördert und allen zugutekommt. 698 

Unsere Forderungen: 699 
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• Wiedervernässung von Mooren und Renaturierung von ehemaligen Moorgebieten als eine 700 
der effektivsten CO2-Senken. 701 

• Schutz von Biotopen, Gewässern, Mischwäldern und Kulturlandschaften. 702 
• Zusätzliche Ausweisung von Naturschutz- und Landschaftsschutzgebieten. 703 
• Erhalt und Neuausweisung naturnaher Grünflächen in Wohnquartieren und im Innen-704 

stadtbereich – Umsetzung der 3-30-300-Regel in der Stadtgrünplanung. Jede Person 705 
sollte in ihrem direkten Wohnumfeld mindestens 3 Bäume sehen, 30 % Kronendachflä-706 
che haben und max. 300 Meter Abstand zum nächsten Grünbereich haben. 707 

• Flächendeckend kommunale Blühwiesen schaffen, um die Artenvielfalt zu erhöhen. 708 
• Nachtfahrverbot von Mährobotern zum Igelschutz. 709 
• Kein weiterer Gips- und Sandabbau in der Region Hannover. 710 
• Kommunale Schutzmaßnahmen vor klimabedingten Überschwemmungen oder Hitze-711 

wellen. 712 
• Verstärkte Förderung der ökologischen Landwirtschaft. 713 

Effektiver Naturschutz kann nur in Einklang mit den Menschen vor Ort umgesetzt werden. Die in 714 
Hannover gewachsene Kleingartenkultur zeigt, wie Ökosystemleistungen und Naherholung auf 715 
kleinstem Raum erbracht werden können. Ebenso sollten seit Jahrzehnten existierende Moun-716 
tainbike-Trails wie im Deister weiter zugelassen werden, allerdings auf streng eingegrenzten Pfa-717 
den, um den Mischwald in seiner Gesamtheit zu schützen. 718 

7.3 Sozial gerechte Wärmewende 719 

Wärme ist unverzichtbar, sie ist Daseinsvorsorge. Heizen wird aber für immer mehr Menschen 720 
unbezahlbar. Die Klimapolitik der Bundesregierung dient vor allem den Interessen der Gas- und 721 
Energiekonzerne. Die Kosten für fossile Brennstoffe und in der Folge auch Biomasse sind in den 722 
letzten Jahren um mehr als 50 % gestiegen und sie werden in Zukunft weiter deutlich ansteigen.  723 
Auch die stark gestiegenen Fernwärmekosten sind schon jetzt für viele kaum noch bezahlbar. Wir 724 
wollen insbesondere Mieter*innen, die diesen Kostensteigerungen aktuell ausgeliefert sind, da-725 
vor schützen. 726 

Unsere Forderungen: 727 

• Gebäudesanierungen sollen nicht zu einer Erhöhung der Warmmiete führen. 728 
• Investitionen für die klimaneutrale Wärmeversorgung müssen von den Unternehmen und 729 

Vermietern gezahlt werden. 730 
• Wir fordern einen Wärmesozialtarif und stabile Fernwärmepreise im Grundtarif. 731 
• Gesicherte Energieversorgung mit sozial gerechten Preisen ist ein Grundrecht. Es darf 732 

keine Stromsperren geben.  733 

7.4 Gemeinwohlorientierte Energiewende 734 

Durch die hohen ökologischen, gesellschaftlichen und monetären Kosten fossiler Energieträger 735 
können wir langfristig durch den Umstieg auf erneuerbare Energieträger nur gewinnen. Die Kom-736 
munen müssen diesen Umstieg daher konsequent vorantreiben und ihre Einwohner*innen dabei 737 
unterstützen. Unser Ziel ist jedoch, dass die Einwohner*innen bereits jetzt von der Energie- und 738 
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Wärmewende profitieren. Beim Ausbau setzen wir daher auf öffentliche oder genossenschaftli-739 
che Projekte. An den Gewinnen kommerzieller Projekte müssen die Kommunen und Einwoh-740 
ner*innen beteiligt werden.  741 

Unsere Forderungen: 742 

• Vorbildcharakter öffentlicher Gebäude durch verpflichtende Nutzung von Solarenergie 743 
sowie konsequente Umsetzung der niedersächsischen Photovoltaik-Pflicht auf neuen 744 
Dächern. 745 

• Maximale Beteiligung der Kommunen und Einwohner*innen an den Gewinnen kommerzi-746 
eller Wind- und Solaranlagenbetreiber. 747 

• Mehr kommunale oder lokale bürgergenossenschaftliche Wind- oder Solaranlagen. 748 
• Mieter*innenstrommodelle mit PV-Anlagen auf Mehrfamilienhäusern unterstützen. 749 
• Fossile Brennstoffe in Bebauungsplänen für Neubaugebiete ausschließen. 750 
• Höherer Anteil von Wärmepumpen im Fern- und Nahwärmenetz, um das Risiko von Kos-751 

tensteigerungen zu senken, da CO2-neutrale Brennstoffe begrenzt sind. 752 
• Nutzung von Abwärme aus Industrieunternehmen, Rechenzentren, Abfallentsorgungsan-753 

lagen sowie Kläranlagen steigern. 754 
• Keine weitere Müllverbrennungsanlage in der Region Hannover. Umgehendes Zurückzie-755 

hen des Genehmigungsantrages für die geplante Anlage in Misburg. 756 
• Ausweitung des Mehrwegsystems auf Märkten und Veranstaltungen in der Region. 757 
• Evaluation des geplanten Geothermieprojekts in Hannover-Lahe auf Übertragbarkeit auf 758 

andere Standorte. 759 
• Für Quartiere, die nicht an Fernwärme angeschlossen sind, sollen die Kommunen neben 760 

professionellen, auch nichtkommerzielle, nachbarschaftliche Lösungen ermöglichen. 761 
• Beratende Unterstützung von Einwohner*innen mit dezentraler Wärmeversorgung, die 762 

eine gemeinschaftlicher Umsetzung z. B. in Reihenhauszeilen oder Straßenzügen planen. 763 
• Verbindliches Sanierungsziel für die öffentlichen Gebäude von Stadt und Region. 764 

 765 

8. Solidarische Kommune – antifaschistisch und anti-766 

rassistisch 767 

Wir lassen niemanden zurück! 768 

Wir leben in einer Gesellschaft, in der wenige über Reichtum, Produktionsmittel und politische 769 
Entscheidungsmacht verfügen, während die große Mehrheit ihre Arbeitskraft verkaufen muss, um 770 
zu überleben und Familienangehörige mitzuversorgen. Diese Ungerechtigkeit wird in Zeiten von 771 
Krieg, Inflation und Energiekrise noch verschärft – wer wenig hat, spürt steigende Mieten, unsi-772 
chere Jobs, hohe Energie- und Lebensmittelpreise zuerst. 773 

Rechte Kräfte nutzen wachsende Armut, Ängste und soziale Unsicherheit aus. Sie hetzen, spalten 774 
und lenken vom eigentlichen Problem ab: der sozialen Ungleichheit und den Klassenverhältnis-775 
sen im kapitalistischen System. Doch wir lassen niemanden zurück! Gerade in Hannover braucht 776 
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es eine starke linke Politik, die soziale Gerechtigkeit mit konsequentem Antifaschismus verbin-777 
det; eine Politik der Umverteilung, der starken öffentlichen Infrastruktur und eines guten Lebens 778 
für alle. 779 

8.1 Frieden braucht soziale Sicherheit 780 

Zur solidarischen Kommune gehört auch eine klare Friedenspolitik. Frieden bedeutet soziale Si-781 
cherheit, demokratische Mitbestimmung und ein Leben ohne Angst. Aufrüstung verschärft Kon-782 
flikte und bindet Gelder, die für soziale Aufgaben dringend benötigt werden. Militarisierung oder 783 
Wehrpflicht lösen keine gesellschaftlichen Probleme, sie verschieben nur die Priorität, weg von 784 
Bildung, sozialer Infrastruktur und demokratischer Teilhabe. 785 

Unsere Forderungen: 786 

• Keine Werbung der Bundeswehr an Schulen oder in öffentlichen Einrichtungen. 787 
• Förderung von Veranstaltungen mit Kriegsgegner*innen an Schulen und anderen Bil-788 

dungseinrichtungen. 789 
• Ausschluss von Kooperationen mit Rüstungsunternehmen. 790 
• Förderung von Städtepartnerschaften mit Friedens- und Solidaritätsinitiativen. 791 
• Friedensfeste, Bildungsprojekte und kommunale Initiativen für Gewaltfreiheit, Antimilita-792 

rismus und zivile Konfliktlösung. 793 
• Erinnerungskultur: Das Gedenken an die Opfer des Faschismus und politische Bildung 794 

stärken. 795 
• Aufarbeitung der kolonialen Geschichte und Benennung ihrer Kontinuität in der Gegen-796 

wart. 797 

Wir stehen solidarisch an der Seite der Schüler*innen in der Region Hannover, die sich gegen 798 
Wehrpflicht und Militarisierung engagieren und verurteilen Veranstaltungen, die Aufrüstung be-799 
werben, wie die DSEI Rüstungsmesse, die 2027 in Hannover geplant ist.  800 

8.2 Antifaschismus ist Schutz der Demokratie 801 

Rechte und autoritäre Bewegungen bedrohen demokratische Grundrechte und greifen gezielt 802 
Menschen an. Rassismus, Antisemitismus sowie Queer- und Transfeindlichkeit gefährden das 803 
solidarische Zusammenleben. Wir stehen für eine Region, in der Solidarität stärker ist als Hass 804 
und in der alle Menschen sicher und in Würde leben können. 805 

Unsere Forderungen: 806 

• Klare Haltung gegen rechte Hetze, Gewalt und Desinformation – in Verwaltung, Bildung 807 
und öffentlichem Raum. 808 

• Keine kommunalen Räume für Organisationen und Veranstaltungen, die Menschen aus-809 
grenzen oder Hetze verbreiten. 810 

• Öffentliche Räume verteidigen: Gegen rechte Aufmärsche, Polizeigewalt und Verdrän-811 
gung. 812 

• Gegen die diskriminierende Bezahlkarte für Geflüchtete: Gleiche Rechte, soziale Teilhabe 813 
und Chancengerechtigkeit für alle. 814 
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• Gleiche Chancen statt institutioneller Ausgrenzung: Konsequentes Vorgehen gegen ras-815 
sistische und klassistische Diskriminierung bei der Wohnungssuche oder Arbeit, in Äm-816 
tern und öffentlichen Einrichtungen. 817 

• Racial Profiling stoppen: Unabhängige Beschwerdestellen sowie Sensibilisierung und 818 
Kontrolle von Polizei- und Ordnungsbehörden. 819 

• Bekämpfung von Queer- und insbesondere Transfeindlichkeit innerhalb der Behörden. 820 

8.3 Solidarität statt Spaltung 821 

Soziale Gerechtigkeit, Frieden und Antifaschismus gehören zusammen. Deshalb ist es notwen-822 
dig, antifaschistische Strukturen in Hannover zu unterstützen. Eine solidarische Gesellschaft 823 
entsteht dort, wo Menschen sich organisieren, ihre Interessen gemeinsam vertreten und fürei-824 
nander einstehen. Gewerkschaften und Betriebsräte sind zentrale Orte dieser Solidarität. Wir 825 
stärken ihre Arbeit und stellen uns rechter Einflussnahme in Betrieben entgegen. Gleichzeitig en-826 
det unsere Politik nicht an den Grenzen der Region Hannover. Globale Ausbeutung, Kriege und 827 
Klimazerstörung treffen vor allem Gebiete im Globalen Süden doch Ursache und Profiteure sind 828 
vor allem Länder des Globalen Nordens, wie Deutschland. Als Teil einer globalisierten Welt tra-829 
gen auch Kommunen Verantwortung für internationale Gerechtigkeit. 830 

Unsere Forderungen: 831 

• Antifaschistische, migrantische, queere und feministische Initiativen sowie andere zivil-832 
gesellschaftliche Projekte stärker finanziell fördern. 833 

• Aufbau solidarischer Netzwerke zwischen Kommunen, die sich gegen Militarisierung, so-834 
ziale Spaltung und ökologische Zerstörung stellen. 835 

• Solidarität mit allen zeigen, die sich rechten Bedrohungen entgegenstellen. 836 
• Antifaschistische Bündnisse wie „Widersetzen“ aktiv unterstützen. 837 
• Städtepartnerschaften aktiv nutzen: Für Frieden, Klimagerechtigkeit und soziale Entwick-838 

lung – insbesondere mit Regionen im Globalen Süden. 839 
• Unterstützung internationaler zivilgesellschaftlicher Bewegungen für soziale Gerechtig-840 

keit, Arbeitsrechte und Klimaschutz. 841 
• Internationale Beziehungen der Region Hannover konsequent an Menschenrechten, Völ-842 

kerrecht und sozialer Gerechtigkeit ausrichten. 843 

Antifaschismus heißt Verantwortung übernehmen: Wir lassen niemanden 844 
zurück – weder im Betrieb, im Stadtteil noch an Europas Grenzen. 845 

Niemals alleine – immer gemeinsam. 846 

 847 


